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Liebe Genossinnen und Genossen,

der Wahlkampf hat längst begonnen. 
Unser Regierungsprogramm steht für 
soziale Gerechtigkeit in unserer Gesell-
schaft. Wir werden in bessere Bildung 
und eine moderne Infrastruktur inves-
tieren, die Kommunen finanziell sicher 
ausstatten und die Schulden abbauen. 
Damit wir uns diese Vorhaben leisten 
können, werden wir zum Beispiel über-
flüssige Subventionen streichen, den 
Spitzensteuersatz für besonders hohe 
Einkommen anheben und die Vermö-
genssteuer wieder einführen. Das ist die 
richtige Politik für die künftige Entwick-
lung unseres Landes.

Wir sagen klar und ehrlich, wie wir un-
sere Vorhaben finanzieren wollen. Das 
unterscheidet uns von CDU/CSU und 
FDP. Sie kündigen Wahlgeschenke an, 
die in keinster Weise gegenfinanziert 
sind. Um ihre Versprechen einlösen, 
müssen sie jährlich fast 50 Milliarden 
Euro neue Schulden aufnehmen. Aber Schwarz-Gelb 
verschweigt diese Kosten. Die Wahrheit ist, dass die Re-
gierungskoalition trotz Rekord-Steuereinnahmen in den 
vergangenen vier Jahren mehr als 100 Milliarden Euro 
neue Schulden zu Lasten kommender Generationen an-
gehäuft hat. 

Diese Bundesregierung hat abgewirtschaftet. Sie will 
kein gerechtes Steuersystem in Deutschland und kein 
einheitliches Rentenrecht in Ost und West. Sie lehnt ein 
solidarisches Gesundheitssystem und einen gesetzli-
chen Mindestlohn ab. Sie schränkt die Handlungsfähig-

keit der Städte und Gemeinden ein, indem sie eine Re-
form der Kommunalfinanzen blockiert. Kurz gesagt: 
CDU/CSU und FDP dürfen Deutschland nicht weiter re-
gieren und müssen abgewählt werden. 

Wir wollen den Wechsel. Wir wollen eine rot-grüne 
Mehrheit und damit eine neue und bessere Bundesre-
gierung für Deutschland unter Führung der SPD. Das 
ist unser Ziel und dafür werden wir bis zur Bundestags-
wahl am 22. September mit euch gemeinsam kämpfen.

Eure Iris, Euer Steffen und Euer Carsten

SPD kämpft für den Wechsel

SPD-Landesgruppe im Deutschen Bundestag:  
Steffen-Claudio Lemme, Iris Gleicke und Carsten Schneider
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In den von NSU-Morden betroffenen Bundes-
ländern ermittelte die Polizei in die komplett 
falsche Richtung, beschuldigte Hinterbliebene 
und verrannte sich in absurde Theorien. Das 
Vorgehen der Behörden ist beschämend und 
eines Rechtsstaates unwürdig. 

Die ab 1998 eingesetzten Zielfahnder waren 
ziellos unterwegs. Eine Adressliste, die Uwe 
Mundlos auf der Flucht vergaß und die ein 
„who’s who“ der Unterstützer beinhaltete, ge-
langte nicht zu den Fahndern, sondern blieb 
im Landeskriminalamt einfach liegen. Nach 
dem ersten Mord im September 2000 sah die 
Polizei „keine Anhaltspunkte“ für einen aus-
länderfeindlichen Hintergrund. Das Motiv 
wurde in der organisierten Kriminalität ver-
mutet. Opfer und traumatisierte Hinterblie-
bene wurden der Glücksspiel-, Schutzgeld- 
und Rauschgiftkriminalität verdächtigt. Ein 
Profiler erstellte 2006 eine Analyse, wonach 
sich die Täter in der rechten Szene bewegten, diese aber 
als zu schwach ansahen und deshalb selbst handelten. 
Dies wurde als unglaubwürdig abgetan. In einer zwei-
ten Expertise stand, die Täter seien eine kriminelle süd-
osteuropäische Bande. Die Beamten erklärten, es gäbe 
kein Bekennerschreiben. Doch auch in der Vergangen-
heit gab es rechte Anschläge ohne Bekennerschreiben.

Bloßgestellt ist die Arbeit der Dienste. Verfassungs-
schutz und Militärischer Abschirmdienst hatten nach 
1998 eindeutige Hinweise, dass das Trio in Sachsen ist 
und im Untergrund eine bewaffnete Bande bildet. Die 
Polizei erfuhr davon nichts. Obwohl die Täter umzingelt 
von V-Leuten waren, konnten sie ungestört morden und 
rauben. Geheimschutz ging vor Menschenschutz. Die 
Dienste warben skrupellos V-Leute an, die als versuchte 
Mörder verurteilt waren. In einer internen Broschüre 
beschrieb der Verfassungsschutz im Juli 2004 die „Ge-

fahr eines bewaffneten Kampfes deutscher Rechtsext-
remisten“ und nannte das Trio mit Namen. Man sah je-
doch „keine wirkungsvolle Unterstützerszene, um ei-
nen nachhaltigen Kampf aus dem Untergrund führen 
zu können“ und „mit Anschlägen auf Objekte ist eher zu 
rechnen als mit solchen auf Personen“ – ein völlig ver-
queres Fazit.

Der Abschlussbericht des Untersuchungsausschusses 
wird Vorschläge zur künftigen Sicherheitsarchitektur 
und Prävention enthalten. Auch die V-Mann-Affären 
werden nicht folgenlos bleiben. Die SPD will klare Kri-
terien für die V-Leute-Auswahl in Bund und Ländern, 
strenge Befristungen für V-Leute-Tätigkeiten und bes-
sere Kontrollen der V-Leute-Führungen sowie der Aus-
wertungen. Außerdem sollen V-Leute nicht durch die 
Strafverfolgung geschützt werden. Dies sind die Lehren 
aus dem Versagen der Dienste. 

NSU: Erschreckende Tatsachen

IRIS GLEICKE
ist seit 1990 Mitglied des Deutschen Bundestages und vertritt die Bürgerinnen und  
Bürger aus Suhl sowie den Landkreisen Schmalkalden-Meiningen und Hildburghausen.

Iris ist Parlamentarische Geschäftsführerin der SPD-Bundestagsfraktion und Sprecherin  
der Landesgruppe Ost der SPD-Bundestagsabgeordneten. Sie gehört dem Ältestenrat  
des Deutschen Bundestages an. 

Außerhalb des Bundestages ist Iris u. a. stellv. Landesvorsitzende der Thüringer SPD,  
Beisitzerin im Vorstand des Thüringer Mieterbundes, Vorsitzende des Fördervereines  
Jugendzentrum Wiesenbauschule e. V. Schleusingen und Vorsitzende des ASB Suhl.

www.iris-gleicke.de

FO
T

O
: 

D
EU

T
S

C
H

E
R

 B
U

N
D

E
S

TA
G

/ 
LI

C
H

T
B

LI
C

K
/ 

A
C

H
IM

 M
E

LD
E



INFORMATIONEN DER THÜRINGER SPD-BUNDESTAGSABGEORDNETEN 	    3

Das Rentenüberleitungsgesetz war und ist eine großar-
tige Leistung der Solidargemeinschaft in Ost und West. 
Kein ostdeutscher Rentner muss von einer DDR-Rente 
leben. Doch nun kehren sich für uns Ostdeutsche die 
Vorteile der bisher getrennten Rentenberechnung lang-
sam um. Deutlich wird dies beim Vergleich der Neu-
rentner im Jahr 2010: Da betrug die monatliche Durch-
schnittsrente Ost für einen Mann 785 Euro, während sie 
im Westen mit 808 Euro erstmals darüber lag. Gleiches 
gilt übrigens bei den Erwerbsminderungs- oder Wit-
wenrenten.

Unser Fahrplan sieht eine Angleichung der Rentensys-
teme bis 2020 vor. Im Zuge dessen wollen wir für die 
Ostdeutschen stufenweise den Rentenwert Ost über ei-
nen Anpassungszuschlag an den Rentenwert West he-
ranführen. Der „Hochwertungsfaktor“ für die ostdeut-
schen Löhne bleibt für die Berechnung der Renten aber 
in vollem Umfang bis 2020 erhalten. Diese „Übergangs-
lösung“ ist der bestmögliche Kompromiss, der Ost-Rent-

nern sofort zu höheren Altersrenten verhilft, ohne die 
Arbeitnehmer zu belasten. Schließlich liegen die Loh-
nunterschiede im Vergleich zum Westen nach wie vor 
bei durchschnittlich rund 20 Prozent. Ab dem Jahr 2020 
gelten in Ost und West einheitliche Regeln zur Berech-
nung der Rente. Für niedrige Einkommen gibt es mit der 
„Solidarrente“ einen Mechanismus, der auch künftig 
geringe Löhne aufwertet – allerdings in Ost und West 
gleichermaßen. 

Uns ist wichtig, dass es jetzt und nicht erst in 10 oder 20 
Jahren bei der Rentenangleichung vorangeht. Wir wol-
len den Ostdeutschen, die nach der Wende oft unver-
schuldet arbeitslos wurden oder Jobs zu sehr schlechten 
Konditionen annehmen mussten, eine gewisse Kom-
pensation verschaffen. Viele von ihnen gehen dem-
nächst in Rente und haben trotz Aufwertung kaum 
auskömmliche Rentenansprüche. Mit unserem Fahr-
plan für ein bundeseinheitliches Rentenrecht helfen 
wir ihnen. 

Deutschland braucht Recht und Ordnung auf dem Ar-
beitsmarkt. In vielen Branchen werden so niedrige 
Löhne gezahlt, dass auch bei Vollzeit niemand davon le-
ben kann. Wer voll berufstätig ist, darf nicht darauf an-
gewiesen sein, sein Gehalt vom Staat aufstocken zu las-
sen. Deshalb ist für die SPD klar: Ein Mindestlohn muss 
in allen Branchen und für alle Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in Ost und West gleichermaßen gelten. 
CDU/CSU und FDP blockieren jedoch eine einheitliche 
und flächendeckende Regelung. 

Thüringen hat einen gesetzlichen Mindestlohn bitter 
nötig, um sein Niedriglohnimage loszuwerden. 34 Pro-
zent der Beschäftigten verdienen hier weniger als 8,50 
Euro pro Stunde. Damit liegt der Freistaat auf Rang 16 
unter allen Bundesländern und trägt die rote Laterne. 
Wir kämpfen mit den Gewerkschaften weiter für den 
Mindestlohn. Für gerechte Löhne und gute Arbeitsbe-
dingungen brauchen wir außerdem starke Betriebsräte 
in den Unternehmen.

Gerechtigkeit bedeutet auch gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit am gleichen Ort. Im Osten stagnieren die Löhne 
bei rund 80 Prozent des Westniveaus. Die Menschen 
empfinden das als zutiefst ungerecht. Es darf aber keine 
Rolle spielen, wo in Deutschland jemand seinen Beruf 
ausübt. Deshalb muss die Lohnschere zwischen Ost und 

West endlich geschlossen werden, um auch für Thürin-
gen mehr Fachkräfte zu gewinnen und die Abwande-
rung umzukehren. 

Angleichung der Renten

Gerechter Arbeitsmarkt

Iris Gleicke spricht auf der Kundgebung zum 1. Mai in Suhl.
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STEFFEN-CLAUDIO LEMME
ist seit 2009 Mitglied des Deutsche Bundestages und vertritt die Bürgerinnen und  
Bürger aus den Landkreisen Kyffhäuser, Sömmerda und Weimarer Land.

Steffen ist stellv. Vorsitzender der Arbeitsgruppe Strategien gegen Rechtsextremismus 
der SPD-Bundestagsfraktion. Er ist Mitglied im Gesundheitsausschuss und im Petitions-
ausschuss. Außerhalb des Bundestages arbeitet Steffen als Gewerkschaftssekretär und 
ist Versichertenvertreter im Verwaltungsrat der AOK PLUS. Darüber hinaus ist er stellv. 
Landesvorsitzender der Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen in der SPD  
Thüringen und Mitglied im Bundesvorstand der Volkssolidarität e. V.

www.steffen-lemme.de

Wie kann ich gesund bleiben? Was bringen ausgewo-
gene Ernährung und regelmäßige Bewegung? Wer hilft 
mir, wenn ich mit dem Rauchen aufhören möchte? Ist 
mein Alkoholkonsum angemessen?

Mit all diesen Fragen beschäftigen sich viele Bürgerin-
nen und Bürger. Gesundheit geht uns alle an. Daher hat 
das Thema Gesundheitsförderung auch in der Politik ei-
nen hohen Stellenwert und spiegelt sich vor allem in der 
Diskussion um das Präventionsgesetz wieder. Leider hat 
die Bundesregierung den Kern von Prävention und Ge-
sundheitsförderung verkannt. Dieser besteht qua Ge-
setz darin, dass Leistungen zur Primärprävention ins-
besondere zur Verminderung sozial bedingter Ungleich-
heit von Gesundheitschancen beitragen sollen. Denn in 
der gesundheitswissenschaftlichen Forschung ist schon 
lange bekannt: Umweltbelastungen, Risikofaktoren, 
Krankheit, Gesundheit, Ressourcen und Teilhabe sind in 
Deutschland ungleich verteilt. Besonders augenschein-
lich wird der Zusammenhang zwischen sozialer Lage 
und gesundheitlichem Zustand, wenn man folgende Er-
kenntnis zugrunde legt: Menschen mit niedrigem sozi-
alen Status sterben durchschnittlich 10 Jahre früher als 
Menschen mit hohem sozioökonomischen Status. An-
ders gesagt: Wer viel Geld hat und gut gebildet ist, der 
ist auch gesünder und lebt länger.

Doch Schwarz-Gelb unternimmt nichts, die sozial-ge-
sundheitliche Kluft in unserem Land zu verringern. Ihr 
Präventionsgesetz ist nach fast 4-jährigem Nichtstun 
nur ein Feigenblatt für den Wahlkampf und ignoriert 
die gesundheitlichen Ungleichheiten.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat in ihrem Antrag „Po-
tenziale der Prävention erkennen und nutzen“ aufge-
zeigt, wie Prävention zur vierten Säule im Gesundheits-
wesen ausgebaut werden kann. Zunächst brauchen wir 
nationale Präventionsziele. Bund, Länder und Kommu-
nen müssen kooperieren und Zuständigkeiten festlegen. 

Entscheidend ist, bereits im Kindergarten und in der 
Schule mit der Gesundheitsförderung zu beginnen. Da-
rauf soll der Schwerpunkt liegen. Außerdem sind nicht-
medizinische Berufsgruppen stärker in die Entwicklung 
und Umsetzung einzubeziehen. Dazu gehören beispiels-
weise Psychologinnen und Psychologen, Gesundheits-
wissenschaftlerinnen und Gesundheitswissenschaftler 
sowie Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter.

Prävention und Gesundheitsförderung sind gesamtge-
sellschaftliche Aufgaben, die Akteure aus verschiede-
nen Institutionen miteinander verknüpfen und dabei 
ein besonderes Augenmerk auf die Schwachen in unse-
rer Gesellschaft legen. Soziale und gesundheitliche Ge-
rechtigkeit sind die Grundlagen für ein menschenwür-
diges, durch Teilhabe bestimmtes Leben. Wir als SPD set-
zen uns dafür ein.

Mehr Gesundheitsgerechtigkeit
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Arbeit ist die Grundlage unseres gemeinsamen Wohl-
stands. Die Menschen verdienen Anerkennung, Respekt 
sowie leistungsgerechte Löhne für ihre Arbeit. 

Für viele gilt das jedoch nicht: Sie arbeiten für Billig-
löhne, die nicht zum Leben reichen, in befristeten Ver-
trägen oder unter anderen schlechten Bedingungen. 
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer verdie-
nen weniger als ihre festangestellten Kolleginnen und 
Kollegen. Frauen erhalten vor allem in sozialen Berufen 
niedrigere Löhne als Männer, obwohl sie gleichwertige 
Arbeit leisten. Diese Lohnungleichheit wird die SPD be-
enden. Denn Frauen verdienen mehr als sie bekommen. 

Wir werden mit den Gewerkschaften gute Tariflöhne 
und einen einheitlichen und flächendeckenden ge-
setzlichen Mindestlohn von beginnend 8,50 Euro pro 
Stunde durchsetzen. Außerdem werden wir nicht zu-
lassen, dass niedriger entlohnte Leiharbeit missbraucht 
wird, um reguläre Beschäftigung zu verdrängen. Wer 
die gleiche Arbeit wie jemand aus der Stammbeleg-
schaft leistet, hat auch den gleichen Lohn verdient. Im 
Interesse aller Beschäftigten in den Unternehmen wer-
den wir die Betriebsräte stärken. Sie müssen künftig 
mehr Mitbestimmung darüber haben, in welchem Um-
fang und wie lange Leiharbeitnehmerinnen und Leih-
arbeitnehmer in den Betrieben beschäftigt werden. 

Arbeit ist mehr wert

In Deutschland sind die Bildungschancen extrem un-
gleich verteilt. Erfolgreich sind vor allem die Kinder, de-
ren Eltern ihnen viel mitgeben können. Viele Kinder gel-
ten als abgehängt, meist die armen, meist von Anfang 
an. Als Jugendliche verlassen sie die Schule ohne Ab-
schluss und finden keinen Ausbildungsplatz. Andere 
müssen aus finanziellen Gründen auf ein Studium ver-
zichten, obwohl ihre schulischen Leistungen sie dazu 
berechtigen würden. Dabei ist gute Bildung der Schlüs-
sel zu einem freien und selbstbestimmten Leben, die 
Chance auf Aufstieg und späteren Erfolg im Beruf. 

Der soziale Zusammenhalt in Deutschland und unsere 
Wirtschaftskraft hängen davon ab, dass gut ausgebil-
dete junge Menschen ihre Ideen, ihr Können und ihre 
individuellen Stärken einbringen. Dafür wird die SPD 

schrittweise ab 2014 jährlich bis zu 20 Milliarden Euro 
zusätzlich in Bildung und damit in die Zukunft unse-
res Landes investieren. Voraussetzung dafür ist jedoch, 
dass das Kooperationsverbot fällt, damit der Bund und 
die Länder in der Bildungspolitik enger zusammenarbei-
ten können: für bessere Schulen, mehr Lehrerinnen und 
Lehrer sowie die Gebührenfreiheit von der Kita bis zur 
Hochschule.

Junge Menschen haben ein Recht auf Ausbildung. Aus 
diesem Grund wird die SPD allen eine Berufsausbildung 
garantieren. Für einen erfolgreichen Abschluss werden 
wir mit den Gewerkschaften und Arbeitgebern die Qua-
lität der Ausbildung seigern. Auszubildende sollen au-
ßerdem eine Mindestvergütung erhalten. Denn bereits 
in der Lehre muss sich gute Arbeit lohnen.

Gute Bildung statt Nachwuchssorgen
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Steffen-Claudio Lemme besucht einen Kindergarten in Apolda.
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Gerechtigkeit hat viele Facetten. Steu-
ergerechtigkeit ist eine davon. Des-
halb will die SPD die finanziellen Las-
ten in unserer Gesellschaft in Zu-
kunft wieder gerechter verteilen. Das 
bedeutet auch, dass sich die Wohlha-
benden stärker an der solidarischen 
Finanzierung unseres Gemeinwesens 
beteiligen. Wir können in Deutsch-
land nicht die Schulden abbauen, 
stärker in Bildung und Infrastruktur 
investieren sowie die Kommunen fi-
nanziell besser ausstatten und gleich-
zeitig die Steuern senken, wie es 
Union und FDP versprechen. Wir sind 
ehrlich und sagen: Für einige wenige 
werden wir die Steuern erhöhen.

Die SPD-Steuerpläne sind nicht nur 
gerecht, sondern auch sozial ausge-
wogen. Wer verheiratet ist und mehr 
als 200.000 Euro im Jahr verdient, 
soll künftig eine höhere Einkommen-
steuer von 49 Prozent zahlen. Tatsa-
che ist: 95 Prozent der Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahler wären von dieser Erhöhung überhaupt nicht be-
troffen. Lediglich die 5 Prozent Spitzenverdiener wür-
den einen gerechteren Beitrag für die Finanzierung un-
seres Gemeinwesens leisten, ohne über Gebühr belastet 
zu werden. Der Staat jedoch würde rund 6 Milliarden 
Euro mehr einnehmen, um sie in die Zukunft Deutsch-
lands investieren zu können. 

Entscheidend für verlässliche Steuereinnahmen ist al-
lerdings, dass alle ihre in Deutschland fälligen Steuern 
zahlen und – vor allem die besonders Vermögenden – 
ihr Geld nicht im Ausland deponieren. Steuerhinterzie-
her dürfen nicht länger durch Steueroasen oder Schlupf-
löcher privilegiert werden. Sie profitieren genauso von 

guten Kindergärten, Schulen und Straßen. Deshalb dür-
fen sie sich nicht aus der finanziellen Verantwortung 
stehlen, die auch sie für das Gemeinwohl tragen. 

Im Jahr 2012 hat Bundesfinanzminister Schäuble ein 
Abkommen mit der Schweiz ausgehandelt, das die Be-
steuerung des Kapitalverkehrs mit Deutschland gesetz-
lich regeln sollte. Steuerbetrüger wären anonym geblie-
ben und ihre Taten wären legalisiert worden. Gegen 
diese Ungerechtigkeit ist die SPD und hat deshalb das 
deutsche-schweizerische Steuerabkommen im Bundes-
rat abgelehnt. Für mehr Steuergerechtigkeit brauchen 
wir einen automatischen Informationsaustausch und 
weitere Maßnahmen, die Steuerbetrug künftig wirk-
sam verhindern. 

Gerechte Steuern

CARSTEN SCHNEIDER
ist seit 1998 Mitglied des Deutschen Bundestages und vertritt die Bürgerinnen  
und Bürger aus Erfurt, Weimar und dem Grammetal in Berlin. 

Carsten ist haushaltpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion und Sprecher der 
SPD-Landesgruppe Thüringen. Außerdem ist er Mitglied im Gremium zur Kontrolle des 
Sonderfonds zur Bankenrettung und stellvertretendes Mitglied im Finanzausschuss.  
Außerhalb des Bundestages ist Carsten u. a. Vorsitzender von Erfurt rennt e. V. und  
sitzt im Kuratorium der Aktion Gemeinsinn e. V.

www.carsten-schneider.de
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Noch immer werden Frauen in 
Deutschland deutlich schlech-
ter bezahlt als Männer und sys-
tematisch benachteiligt. Ein Ge-
setz zur Entgeltgleichheit ist 
überfällig. Sogenannte Frauen-
berufe werden niedriger ent-
lohnt als vermeintlich klassi-
sche Männerberufe. Aber selbst 
in gleichen Berufen wie der Al-
tenpflege verdienen Frauen für 
die dieselbe Arbeit im Durch-
schnitt 8 Prozent weniger als 
ihre Kollegen. Lohngerechtig-
keit sieht anders aus. Oft wis-
sen die Frauen gar nicht, dass 
die Männer im Betrieb für die-
selben Aufgaben einen höheren 
Lohn bekommen. 

Auch in Thüringen erhalten 
Frauen geringere Löhne und 
noch dazu die niedrigsten 
bundesweit. In technischen Berufen verdienen sie im 
Schnitt 600 Euro weniger pro Monat als ihre männli-
chen Kollegen. Am Ende schaden sich die Unterneh-
men durch ihre ungleiche Bezahlung selbst. Denn 
weibliche Fachkräfte wandern ab. Lohngleichheit ist 
damit nicht nur eine Frage der Gerechtigkeit, sondern 
entscheidet auch über die Zukunftsfähigkeit von Thü-
ringens Wirtschaft. 

Appelle und freiwillige Vereinbarungen haben nichts 
gebracht. Darum müssen die Arbeitgeber gesetzlich 
verpflichtet werden, den gleichen Lohn für die gleiche 
Arbeit zu zahlen. Die Bundesregierung allerdings lehnt 
ein solches Gesetz ab und lässt die Frauen im Stich. Es 
bleibt dabei: Im Sinne der 17 Millionen erwerbstätigen 
Frauen in Deutschland ist ein Gesetz zur Entgeltgleich-
heit erforderlich.

Keine Frau und kein Mann soll sich zwischen Fami-
lie und Beruf entscheiden müssen. Vielmehr brauchen 
Mütter und Väter bessere Rahmenbedingungen, um bei-
des unter einen Hut zu bringen. In den allermeisten Fäl-
len unterbrechen Frauen wegen fehlender Betreuungs-
angebote ihre Erwerbstätigkeit. Oft geraten sie in die 
Teilzeit- oder Minijobfalle. Dazu verschärft die Bundes-
regierung das Problem: Sie führt das Betreuungsgeld 
ein, weitet Minijobs aus und tut nichts für die Rückkehr 
von Teilzeit- in Vollzeitarbeit. 

Die SPD will genügend und qualitativ hochwertige Be-
treuungsangebote. Das Geld, das die „Herdprämie“ kos-
tet, ist besser in den Ausbau von Krippen, Kindergärten 
und Horten investiert. Aus dem Recht auf einen Kita-
Platz soll ein Recht auf Ganztagsbetreuung werden. Alle 

Eltern sollen frei entscheiden können, ob sie ihren Beruf 
in Teilzeit oder Vollzeit ausüben. Diese Wahlfreiheit ha-
ben sie nur, wenn ausreichend Angebote für die Betreu-
ung ihre Kinder vorhanden sind.

Zur modernen Familienpolitik der SPD gehört auch, dass 
Eltern den Beruf und die Zeit für ihre Kinder partner-
schaftlich besser untereinander aufteilen können. Eine 
„Familienarbeitszeit“ soll Müttern und Vätern das Recht 
geben, ihre Arbeitszeit gleichzeitig zum Beispiel auf eine 
30-Stunden-Woche zu reduzieren, ohne dass einer von 
beiden den Kürzeren zieht. Diese Gleichberechtigung 
steht für ein fortschrittliches Familienbild. Damit Teil-
zeitarbeit nicht zur Sackgasse wird, muss sichergestellt 
sein: Wer seine Arbeitszeit familienbedingt reduziert, 
hat ein Recht auf die Rückkehr in Vollzeit.

Gleicher Lohn für Frauen

Familie und Beruf im Einklang 

Carsten Schneider demonstriert für höhere Löhne in Erfurt.



I M PRE SSUM

Herausgeber: Iris Gleicke, Steffen-Claudio Lemme, Carsten Schneider 
Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Druck: SPD-Bundestagsfraktion; Redaktionsschluss: 15.07.2013

8	 	 INFORMATIONEN DER THÜRINGER SPD-BUNDESTAGSABGEORDNETEN

IRIS GLEICKE 
Wahlkreis:  
Suhl – Schmalkalden-Meiningen – Hildburghausen
Betreuungswahlkreise:  
Eisenach – Wartburgkreis – Unstrut-Hainich-Kreis II, 
Gotha – Ilmkreis und Kreis Sonneberg 

Büro Suhl (Heidrun Sachse):
Würzburger Straße 3, 98529 Suhl 
Telefon: 	 (03681) 30 38 59   
Telefax: 	 (03681) 30 37 24 
E-Mail:	 iris.gleicke@wk.bundestag.de

Büro Schmalkalden (Dieter Schmidtke):
Weidebrunner Gasse 8, 98574 Schmalkalden
Telefon: 	 (03683) 46 78 30
Telefax: 	 (03683) 46 78 29
E-Mail:	 iris.gleicke@wk2.bundestag.de

STEFFEN-CLAUDIO LEMME
Wahlkreis:  
Kyffhäuserkreis – Sömmerda – Weimarer Land I
Betreuungswahlkreise:  
Eichsfeld – Nordhausen – Unstrut-Hainich-Kreis I, Kreis 
Saalfeld-Rudolstadt und Saale-Orla-Kreis

Büro Sömmerda (Heike Hopfe-Arnold):
Weißenseer Straße 27, 99610 Sömmerda 
Telefon: 	 (03634) 31 71 61   
Telefax: 	 (03634) 31 71 63   
E-Mail:	 steffen-claudio.lemme@wk.bundestag.de

Büro Sondershausen (Anne Bressem):
Hauptstraße 7, 99706 Sondershausen
Telefon: 	 (03632) 54 28 99
Telefax: 	 (03632) 54 28 39
E-Mail:	 steffen-claudio.lemme@wk2.bundestag.de

Büro Apolda (Jenny Füsting, Daniel Gross):
Goerdeler Straße 14, 99510 Apolda
Telefon: 	 (03644) 51 44 35
Telefax: 	 (03644) 51 44 37
E-Mail:	 steffen-claudio.lemme.wk05@wk.bundestag.de

CARSTEN SCHNEIDER
Wahlkreis:  
Erfurt – Weimar – Weimarer Land II
Betreuungswahlkreise:  
Gera – Jena – Saale-Holzland-Kreis und Greiz –  
Altenburger Land

Büro Erfurt (Brita Schweitzberger, Frank Schönemann):
Andreasstraße 25a, 99084 Erfurt 
Telefon: 	 (0361) 2 66 68 15   
Telefax: 	 (0361) 5 66 07 95
E-Mail:	 carsten.schneider@wk.bundestag.de

Büro Weimar (Sven Steinbrück, Peer Bosse):
Goetheplatz 9b, 99423 Weimar
Telefon: 	 (03643) 7 73 70 00
Telefax: 	 (03643) 7 73 70 01
E-Mail:	 carsten.schneider@wk2.bundestag.de

Wir vor Ort – Unsere Wahlkreisbüros

Carsten Schneider

Steffen-Claudio Lemme

Iris Gleicke

Carsten Schneider

Carsten 
Schneider

Steffen-Claudio Lemme

Steffen-Claudio Lemme

Iris Gleicke
Iris Gleicke

Iris Gleicke

Liebe Genossinnen und Genossen, 

unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in unseren 
Wahlkreisbüros sind Eure Ansprechpartner. Bei Termi-
nanfragen, bei Einladungen in Eure Ortsvereine und 
Kreisvorstände, zu Diskussionsrunden oder zu Feierlich-
keiten und bei vielem mehr könnt Ihr Euch immer an 

sie wenden. Für Eure politische Arbeit vor Ort erhaltet 
Ihr von ihnen auch Informationen aus der SPD-Bundes-
tagsfraktion. Außerdem seid Ihr herzlich eingeladen, 
uns in Berlin zu besuchen. Über unsere Büros könnt Ihr 
Euch gern für eine Besucherfahrt anmelden.

Eure Iris, Euer Steffen und Euer Carsten


